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ÜBEREINKOMMEN 77
Übereinkommen über die ärztliche Untersuchung 

der Eignung von Kindern und Jugendlichen 
zur Arbeit im Gewerbe

Die Allgemeine Konferenz der Internationalen Arbeitsor­
ganisation,
die vom Verwaltungsrat des Internationalen Arbeitsamtes 

nach Montreal einberufen wurde und am 19. Septem­
ber 1946 zu ihrer neunundzwanzigsten Tagung zusam­
mengetreten ist, 

hat beschlossen, verschiedene Anträge anzunehmen be­
treffend die ärztliche Untersuchung der Eignung von 
Kindern und Jugendlichen zur Arbeit im Gewerbe, 
eine Frage, die zum dritten Gegenstand ihrer Tages­
ordnung gehört, und 

dabei bestimmt, daß diese Anträge die Form eines inter­
nationalen Übereinkommens erhalten sollen.

Die Konferenz nimmt heute, am 9. Oktober 1946, das fol­
gende Übereinkommen an, das als Übereinkommen über die 
ärztliche Untersuchung Jugendlicher (Gewerbe), 1946, be­
zeichnet wird.

Teil I.

Allgemeine Bestimmungen

Artikel 1

1. Dieses Übereinkommen findet Anwendung auf Kinder 
und Jugendliche, die in öffentlichen oder privaten gewerb­
lichen Betrieben oder in Verbindung mit solchen beschäftigt 
sind oder arbeiten.

2. Als „gewerbliche Betriebe“ im Sinne dieses Überein­
kommens gelten insbesondere

a) Bergwerke, Steinbrüche und andere Anlagen zur Gewin­
nung von Bodenschätzen,

b) Betriebe, in denen Gegenstände hergestellt, umgeändert, 
gereinigt, ausgebessert, verziert, fertiggestellt, verkaufs­
bereit gemacht oder abgebrochen werden oder in denen 
Stoffe umgearbeitet werden, einschließlich Schiffsbaube­
triebe und Betriebe zur Erzeugung, Umformung und 
Übertragung von Elektrizität oder sonstiger motorischer 
Kraft jeder Art,

c) Betriebe des Hoch- und Tiefbaues einschließlich Bau-, 
Ausbesserungs-, Instandhaltungs-, Umbau- und Abbruch­
arbeiten,

d) Betriebe zur Beförderung von Personen oder Gütern auf 
Straßen, Eisenbahnen, Binnengewässern oder in der Luft, 
einschließlich des Verkehrs mit Gütern in Docks, auf Aus­
ladeplätzen und Werften, in Lagerhäusern und auf Flug­
plätzen.

3. Die zuständige Stelle bestimmt die Grenze zwischen 
Gewerbe einerseits, Landwirtschaft, Handel und anderen 
nichtgewerblichen Arbeiten andererseits.

Artikel 2

1. Kinder und Jugendliche unter achtzehn Jahren dürfen 
zur Arbeit in einem gewerblichen Betriebe nicht zugelassen 
werden, ohne nach gründlicher ärztlicher Untersuchung für 
die Arbeit, bei der sie beschäftigt werden sollen, geeignet 
befunden worden zu sein.

' 2. Die ärztliche Untersuchung über die Eignung zur Arbeit 
ist durch einen berufenen, von der zuständigen Stelle aner­
kannten Arzt durchzuführen und entweder durch ärztliches

Zeugnis oder durch Vermerk in der Arbeitsermächtigung 
oder im Arbeitsbuch zu bescheinigen.

3. Der Ausweis über die Eignung zur Arbeit kann ausge­
geben werden
a) vorbehaltlich bestimmter Arbeitsbedingungen,
b) für eine bestimmte Arbeit oder für eine Gruppe von Ar­

beiten oder Beschäftigungen mit ähnlichen Gefahren für 
die Gesundheit, die von der Stelle, die für die Durchfüh­
rung der gesetzlichen Vorschriften über die ärztliche Eig­
nungsprüfung zuständig ist, zu einer solchen Gruppe zu­
sammengefaßt worden sind.

4. Die innerstaatliche Gesetzgebung bestimmt die für die 
Ausstellung des Ausweises über die Arbeitseignung zustän­
dige Stelle und setzt die Bedingungen für die Ausstellung 
und Ausgabe dieses Ausweises fest.

Artikel 3
1. Die Eignung der Kinder und Jugendlichen für die von 

ihnen ausgeübte Arbeit bleibt bis zur Erreichung des acht­
zehnten Lebensjahres Gegenstand ärztlicher Überwachung.

2. Die Beschäftigung eines Kindes oder Jugendlichen unter 
achtzehn Jahren darf nur unter der Bedingung fortgesetzt 
werden, daß die ärztliche Untersuchung wenigstens einmal 
im Jahr wiederholt wird.

3. Die innerstaatliche Gesetzgebung wird
a) die besonderen Voraussetzungen festsetzen, unter denen 

eine zusätzliche ärztliche Untersuchung neben der jähr­
lichen Untersuchung oder eine Untersuchung in kürzeren 
Zeitabständen stattfinden muß, um eine wirksame Über­
wachung unter Berücksichtigung der mit der Arbeit ver­
bundenen Gefahren und des durch die vorangehenden 
Untersuchungen ermittelten Gesundheitszustandes des 
Kindes oder des Jugendlichen zu gewährleisten,

b) die zuständige Stelle ermächtigen, in Ausnahmefällen 
Wiederholungen der ärztlichen Untersuchung zu fordern.

Artikel 4
1. Für Arbeiten mit hohen Gefahren für die Gesundheit 

sind die ärztliche Untersuchung über die Arbeitseignung und 
ihre regelmäßige Wiederholung mindestens bis zum einund­
zwanzigsten Lebensjahr vorzuschreiben.

2. Die innerstaatliche Gesetzgebung wird die Arbeiten oder 
Gruppen von Arbeiten, für welche die ärztliche Untersu­
chung über die Arbeitseignung und ihre Wiederholung min­
destens bis zum einundzwanzigsten Lebensjahr vorzuschrei­
ben sind, selbst bezeichnen oder eine geeignete Behörde 
hierzu ermächtigen.

Artikel 5
Die ärztlichen Untersuchungen auf Grund der vorange­

henden Artikel dürfen für das Kind, den Jugendlichen oder 
die Eltern keinerlei Unkosten zur Folge haben.

Artikel 6
1. Die zuständige Stelle hat angemessene Maßnahmen zur 

Berufsberatung und körperlichen und beruflichen Umschu­
lung der Kinder und der Jugendlichen zu treffen, bei denen 
die ärztliche Untersuchung Untauglichkeit für bestimmte 
Arten von Arbeiten oder körperliche Fehler oder Mängel 
ergeben hat.

2. Die zuständige Stelle bestimmt Art und Umfang dieser 
Maßnahmen. Zu diesem Zweck ist eine Zusammenarbeit der 
beteiligten Arbeits-, Arzt-, Schul- und Sozialdienste herbei­
zuführen und zwischen diesen Diensten zur Durchführung 
der Maßnahmen eine wirksame Fühlung zu erhalten.


